
 

 

Gemeinde Rosendahl Rosendahl, den 03.05.2011 

 Der Bürgermeister 
 
 

 

S i t z u n g s v o r l a g e  Nr. VIII/286 

öffentliche Sitzung 
 

 

 

Beratungsgang: 

Planungs-, Bau- und Umweltausschuss 12.05.2011 

Rat 19.05.2011 

 
 

 

Betreff: 1. Änderung des Bebauungsplanes "Zweite Erweiterung 

Gewerbegebiet Eichenkamp", Ortsteil Osterwick, im 

beschleunigten Verfahren gemäß § 13a Baugesetzbuch (BauGB)                                                                         

hier: Aufstellungsbeschluss sowie Beschluss zur öffentlichen 

         Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
 

 

FB/Az.: IV/621.41 
 

 

Produkt: 53/09.001 Räumliche Planung und Entwicklung 
 

 

 

Bezug:  
 

 

Finanzierung: 
Höhe der tatsächlichen/ voraussichtlichen Kosten: Planungskosten werden vom  
  Antragsteller übernommen 
  Bisherige Kosten der Verwaltung: 
  ca. 200 Euro 
 

Finanzierung durch Mittel bei Produkt:     

Über-/ außerplanmäßige Ausgabe in Höhe von:      

Finanzierungs-/ Deckungsvorschlag:     
 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Das Verfahren zur 1. Änderung des Bebauungsplanes „Zweite Erweiterung Gewerbege-
biet Eichenkamp“, Ortsteil Osterwick, im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB 
ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB für das Gebiet, das 
dem der Sitzungsvorlage Nr. VIII/286 beigefügten Planausschnitt (Abgrenzungsplan) zu 
entnehmen ist, wird beschlossen. Dieser Plan ist Bestandteil des Beschlusses. 
 
Gemäß § 13a in Verbindung mit § 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3 und § 3 Abs. 2 BauGB wird die 
öffentliche Auslegung der Planunterlagen beschlossen. 
 
 
 
 



 - 2 - 
 
 
 
 
Dieser Beschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB in Verbindung mit § 13a Abs. 3 Nr. 
1 und 2 BauGB ortsüblich bekannt zu machen. 
 
 

 

 

 

Sachverhalt: 
 
Die Gewerbegrundstücke Gemarkung Osterwick, Flur 20, Flurstücke Nr. 140, 141, 157 
und 158, die im Gewerbegebiet Eichenkamp zwischen der "Holtwicker Straße" und der 
Straße "Eichenkamp" gelegen sind, befinden sich im Eigentum eines Gewerbetreibenden. 
Um den im westlichen Bereich der Grundstücke gelegenen Fuhrpark vor Vandalismus 
und Diebstahl von Kraftstoffen auch außerhalb der Betriebszeiten in den späten Abend- 
und Nachtstunden sowie am Wochenende verstärkt beaufsichtigen zu können, soll im 
Dachgeschoss des bestehenden Bürogebäudes auf dem Flurstück Nr. 157 eine Woh-
nung für Aufsichts- und Bereitschaftspersonal eingerichtet werden. 
 

Die Lage der Grundstücke ist in dem als Anlage I beigefügten Auszug aus dem Liegen-
schaftskataster schraffiert dargestellt. 
 
Das Plangebiet liegt deckungsgleich im Geltungsbereich der 3. vereinfachten Änderung 
des Bebauungsplanes „2. Erweiterung des Gewerbegebietes Eichenkamp“. Der Bebau-
ungsplan lässt die Nutzung des Büro- und Verwaltungsgebäudes als Wohnung für Auf-
sichts- und Bereitschaftspersonal jedoch nicht zu. 
 
Das vom Gewerbetreibenden beauftragte Planungsbüro hat eine „Allgemeine Vorprüfung 
des Einzelfalls gemäß § 3 c des Gesetzes über Umweltverträglichkeitsprüfung (UPVG) 

durchgeführt, die als Anlage II beigefügt ist. Diese Prüfung gelangte zu dem Ergebnis, 
dass auch ohne schalltechnischen Nachweis davon ausgegangen werden kann, dass 
innerhalb der erweiterten Zone zur Zulassung von Wohnungen für Aufsichts- und Bereit-
schaftspersonal die Orientierungswerte der DIN 18005 von 70 dB(A) tags/nachts einge-
halten werden und keinerlei nachteilige Beeinträchtigungen erkennbar sind. Daher kann 
die Wohnung für Aufsichts- und Bereitschaftspersonal im Dachgeschoss des bestehen-
den Bürogebäudes durch eine entsprechende Bebauungsplanänderung zugelassen wer-
den.  
 
Das Plangebiet hat eine Größe von 45.138 m². Somit ist die Änderung des Bebauungs-
planes im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB möglich; die Planunterlagen wer-
den auf die Dauer eines Monats öffentlich ausgelegt. 
 
Durch die Änderung des Bebauungsplanes wird nicht die Zulässigkeit von Vorhaben be-
gründet, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen. Weiterhin bestehen keine 
Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB ge-
nannten Schutzgüter. 
 

Der Planentwurf mit Begründung ist als Anlage III der Sitzungsvorlage beigefügt. 
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Ein Vertreter des Planungsbüros wird den Planentwurf in der Sitzung erläutern und für 
eventuelle Fragen der Ausschussmitglieder zur Verfügung stehen. 
 
Zur Einleitung des Verfahrens ist nunmehr der Aufstellungsbeschluss gemäß § 13a 
BauGB zu fassen und die öffentliche Auslegung gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3 in Ver-
bindung mit § 3 Abs. 2 BauGB zu beschließen. 
 
Im Auftrage: 
 
 
 

Brodkorb 
Sachbearbeiterin 

Wellner 
Fachbereichsleiter 

Niehues 
Bürgermeister 

 

Anlage(n): 
 
Anlage I:   Auszug aus dem Liegenschaftskataster 
Anlage II:  Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls gem. § 3c UVPG  
Anlage III: Planentwurf mit Begründung 
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